
Richtlinien für Bepflanzungen im Siedlungsgebiet  

Ergänzung zu Art. 37 Bau- und Zonenreglement (BZR) 

 

Massgebende Vorschriften 

Auszug Bau- und Zonenreglement vom 18. Januar 2023 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Behördenverbindliche Richtlinien für Bepflanzungen im Siedlungsgebiet 

 Voraussetzung für eine gestützt auf Art. 37 Abs. 5 des BZR vom Gemeinderat 
verlangte Zurückstutzung von Bäumen und Sträuchern in der Bauzone ist ein 
massiver sichtbehindernder Gesamteindruck der vorhandenen Bepflanzung. 

 Ein massiver sichtbehindernder Gesamteindruck liegt dann vor, wenn Bäume oder 
Sträucher die maximale Gesamthöhe gemäss BZR überschreiten.  

  



 

 Dem Gemeinderat obliegt bei der Beurteilung der Situation und insbesondere bei 
Interessenabwägung bezüglich der Baumart ein Ermessensspielraum. So sollen nicht 
standortgerechte und nicht einheimische Bäume und Sträucher gegenüber 
einheimischen, ökologisch wertvolleren Bäumen und Sträuchern vordringlich 
zurückgestutzt werden. 

 Besteht Zweifel über die Definition eines schützenwerten Altbestandes holt die 
Gemeinde ein Fachgutachten ein. 

 Vor dem Erlass einer entsprechenden Verfügung zum Zurückstutzen von Bäumen 
und Sträuchern holt die Gemeinde die Stellungnahme der betroffenen 
Grundeigentümer ein. Die Gemeinde versucht, zwischen den betroffenen 
Grundeigentümer eine gütliche Lösung herbeizuführen. 

 Aufgrund der durchgeführten umfassenden Interessenabwägung und gestützt auf die 
Bestimmungen des BZR und der vorliegenden Richtlinie erlässt die Gemeinde eine 
Verfügung, in welcher die zurückzustutzenden Bäume und Sträucher klar und 
eindeutig bezeichnet werden. Die Verfügung ist mit Rechtsmittel zu versehen. 

 Die in der Verfügung festgelegten Massnahmen sind nach Rechtskraftbeschreitung 
verbindlich in der folgenden Vegetationsruhe umzusetzen. 

 Sämtliche Kosten, inkl. das Zurückstutzen der Bäume und Sträucher gemäss 
Verfügung, Abtransport und die ordnungsgemässe Entsorgung des Schnittgutes, 
sowie die amtlichen Kosten der Verfügung gehen zu Lasten des Grundeigentümers 
jenes Grundstücks, auf dessen die zu stutzenden Sträucher und Bäume stehen. 

 Während einem zivilrechtlichen Verfahren bezüglich Bepflanzungen im 
Siedlungsgebiet gemäss diesen Richtlinien, nimmt der Gemeinderat zu diesem 
Verfahren keine Beurteilung vor. 

 

 

Schenkon, 30. Juni 2025 


